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BeU~ge'-1',~/1956 zum kurzscbriftuchen"-perlcht des o. ö. Lan~ta'ges,'Xviu~ GesetzgebongspCrlode. '1-

Bericht des Ausschusses für Finanzen
betreUend das Gesetz über die Ver~altungsabgaben in den' Angelegenheiten
der ~andes- und der Gemeinde verwaltung (0. ö. Verwaltungsabgabengesetz).

(L - 116/2 ' XVIII)

Ge~äß § ,78 Abs. 1 des Allgemeinen Verwal-
tungsveriahrensgesetzes .,,- AVG. "1950 können
cI.enParteien .für die' Verleihung von .Berc.:hti-
gun.g~~,._oder sonstige, wesenqich' i~ ihrem

-Privatinteresse liegende: Amtshandlungen der
Behörden' besondere .·Verwaltungsabgaben auf-
'erlegt 'we~den, sofern'(li~'Frelheit von derlei Ab-
gaben nicht ausdrücklich durch' Gesetz festge-

,setzt ist. ,§ 78 Abs, 3 AVG. 1950 bestimmt, daß
sich das Ausmaß dir Verwaltungsabgaben in den
Angelegenheiten der Landes- und Gemeindever-
waltung nach den' auf a'rund des Finanzver-
fassüngsg'esetzes und des' Finanzausgleichs-

. gesetzes. bestehenden landesgesetzHchen' Vor-
schriften richtet. ',' ' ", ,

;Rechtsgrundlage ·für die Einhebung von
Verwaltungsabgaben ' in ,deri 'Angelegenheiten § 2. Das Gesetz bestimmt die Höchstgrenie
'der Landes" unil'Gemeindeverwaltung bildet in der Verwaltungsabgaben urid überläßt dem Ver-
O~~rÖsteTreich da·s Landes'verwaltun'gsabgaben- ordnungswege :,die- FestS-et?ung der e.in~elnen

'geOOiZ,\~om'23:,Dezember' :1925, LGuVBl. Ni. 4 Tarife, die :unter Bedachtnahme auf die im
auS1926;.in'der'Fassung deS'Gesetzes'voin 6. Ok" Abs: 2 bestimmten 'Grundsätze 'zu erfolgen hat.

'tobei:ÜI,48; 'WB!;' Nr,',48" Auf Grund. dieses Neben festen Arisätzen, die' die Reg~I,bilden'
GOootzes'hat ',die"o;,ö.:.Landesregierung die Lan-, werden, "können" die' Tarife dw-ch Rahlnensätze '
desv'e"w8.ltungsabgabenvero'rdnungJ951; LGBl. abgegrenzt' 'weidEin, 'wOlJlitden' Bedürfnissen
Nr;--:21 "und!'24; "und die :Gemeindeverwiiltungs-' ,nach BerÜcksichtigung der wirt~cliaftlichen Ver-
atigäoenverordnung '1948, LGBl.'·Nr, 6/1949,: er'- hälmisse : der', Abgabepflichtigen, insbesondere
1aSie';;':die ihrem InbäUe'nach 'imwesentlicben, 'bei hÖheren',Taiiferi;ReChnunggetragen werden

, liieich).auterid,Sfud und' sich im Interesse einer k~nn." '
'einheitlichen VerwaltungSübung an die Bestim- Abschließend' sei' bemerkt, daß gemäß § 78
m'ungeIi--de~',Bundesverwaltungsabgabenverord- Abs, 5 AVG. 1950 die Art der Einhebung für die
nung anlehnen.' .', Behörden der Länder, Bezirke und Gemeinden

Beide Veror.dnungen,entsprechen nicht dem durch Verordnung der Landesregierung zu
Erforde~nis der Gesetzmäßigkeit; sie enthalten rt~geln ist. Die Verwendung von .Verwaltungs-
'Bes'tim,miU'~gen,"wie-die Befreilirig Von eier Ent-"' abgaberriarken sowie Besthnmungen über---die
richtung der Verwaltungsabgabe, die dem § 2 Fälligkeit und die Voraussetzungen für eine
des G€:setzes.·widersprechen, und Bestimmungen, Rück~rstattung von Verwaltungsabgaben u. a.
die über den Rahmen des Gesetzes hinausgehen, werden daq,er durch Verordnung der Landes-
wie die Festsetzung von Rahmensätzen im Tarif. regierung, in Durchführung des § 78 Abs. 5 AVG.

'Es ist daher notwendig, eine einwandfreie 1950 vorzusehen sein.
Rechtsgrundlage für die Landes- und Gemeinde,:",

.verwaltungsabgabenverordnungen· zu schaffen.
Der vorliegende Gesetzesentwurf soll den auf-

'gezeigten Gesichtspunkten Rechnung tragen.
Das Nahere ergibt sich aus den einzelnen Bf;-

stimmungen des Geset~es.

"

§ 1 verp'flichtet die 'Parteien zur Entrichtung
von. Verwaltungsa~gabell uutel' den. int § 70

Dr .. Wildiellner
Obmann

AVG. 1950 ,bestimmten Voraussetzungen und
sieht ~m Abs. 2 Be~reiungsbestimmungen für den
Bund, die. Länder, die Gem"eindeverbände und
die Gemeinden- im Rahmen deS öffehtli"ch-recht-

, lichen Wirkungskreises sowie-unter bestimmten
Voraussetzungen auch für· ihren Wirkungsbe-
reich in der Privatrechtssphäre vor. Ferner' sind

.,Befreiungen -vorgesehen für die öffentlichen
Feuerwehren und die 6sterreichische Gesell-
schaft vom Roten Kreuz. Abs. 3·sieht zur Ver-
meidung von Härten eine Nachsichtsmöglichkeit
vor. ;Diese Nachsicht kann nur auf Antrag ge-
wähIlt.werden. über den Antrag wird die in der .
Sache in erster .Instanz entscheidende Behörde
abzuspre~hen haben.

·Der Ausschuß für Finanzen beantragt, der
Hohe Landtag möge das beigefügte Gesetz über
die Verwaltungsabgaben in den Angelegenheiten
der Landes- und der Gemeindeverwaltung (0. Ö.
Verwaltungsahgabengesetz) beschließen.

•
Li n z, sm 9. November 1956.

Blöchl
Berichterstatter
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< 2 '~elfagc~ iilS/,1956,. zu~'kiirZ:sChrtftlIChen Berlchtides '0. ö; ~L~ndtag~8.~:XVII~.Ge~etzgebungspe~I~.de.~•

Gesetz

vom

über die VerwaItungsabgaben in den Angelegenheiten der Landes- und der Gemeindevcrwal-
. 'tung (0. ö. Verwaltungsabgabengesetz).

:~'

-Der o. ö. Larnltag hat beschlossen:

§ 1.
(_).ln den Angelegenheiten der Landes- lind

Gemeindeverwaltung haben die Parteien für die
Verleihung von Be~~chtiglingenoder' fUr sonstige
wesentlich in ihrem Privatinteresse liegende
Amtshandlungen -der Behörden (§ 78 des Allge-
meinen Verwaltun·gsverfahrensgesetz~s '--:-AVG
1950) . Verwaltungsabgaben· zu entrichtel1.

(2) Von der Entrichtung der Verwalbllgs-
abgabe sind befreit:
a) die Gebietskörperschaften', wenn sie in Er-'

füllung öffentlich-rechtlicher Verpflichtem-
gen oder zur Befriedigung öffentlichen (kom-
munalen) Bedarfes als Träger privater Rechte
tätig werden;." '"

b) die im Feuerwellrbuch eingetragenen öffent-
lichen Feuerwehren (§ 20 der O. Ö. Feuer-
polizeiordnung; LGBI. Nr ..8/1953) im Rahmen
ihres gesetzlichen Wirkungskreises;

c) die österreichische Gesellschaft vom· Roten
.Kreuz' 1m .R3.hinen ihres- 'satzungsgemäßen
.Aufgabenbe~eicheS. ... ..... .

(3). Anderen ÖfferitJlch-reChtlich~':; .Korper'-
schaft.en sowie Vereinigungen,' die aUssChließlich
wissenschaftliche, Humanitäts~ oder Wohltätig-
·keitszweckl' verfolg';;'" ~wm.~ufAntrag jeweils
im EIDzelfalle dieEllti'ichturig der:,yer:waltungsc
abgabe nachgesehe", werde",:' .•.. .

. (.) In anderen Gesetzen getroffene Bestim -
mungen über die 'Verwaltun,gsabgabe, insbeson-
dere - über 'die Fraheit von derlei Abgaben,
bleiben unberührt.

§ 2.
(_) Für das Ausmaß der Verwaltungsabgaben

sind die von der Landesregierung durch Verord-
nung zu erlassenden Tarife maßgebend, die für
den einzelnen Abgabefall das Ausmaß von ein-
tausendfünfhundert Schilling nicht überschrei-
ten dürfen.

(2) Die Tarife sind entweder mit festen, nach
sachlichen. "Merk.malen abgestuften Ansätzen
festzusetzen oder mit Rahmensätzen abzugren-
zen; im letzteren Falle hat die zur Vorschreibung
berufene Behörde die Verwaltungsabgab., unter
Berücksichtigung der wirtschaftlichen Verhält-
nisse des Abgabepflichtigen zu bemessen,
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§ 3.
(_) Dieses Gesetz tritt mit dem der Kund-

machung im Landesgesetzblatt für Oberöster-
reich folgenden Monatsersten in Kraft.

(2) Gleichzeitig wird das Landesverwaltungs-
abgabengesetz vom 23. Dezember 1925, LGuVBL
Nr. 4/1926, in der Fassung der Landesverwal-
tungsabgabengesetznovel1e vom 6. Oktober 1948,
LGBL Nr. 48, aufgehoben.


